
Anlage 2 

 

zur Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen im Rahmen der „Offenen 

Ganztagsschule im Primarbereich“ 
 

 

Berechnung des Elternbeitrags für die Offene Ganztagsschule und andere 

Betreuungsangebote 

 

Erläuterungen zum Begriff Einkommen 

 

(1) Einkommen im Sinne dieser Satzung ist die Summe der positiven Einkünfte der Eltern 

im Sinne des § 2 Abs. 1, 2 und 5a des Einkommenssteuergesetzes und vergleichbarer 

Einkünfte, die im Ausland erzielt werden. 

Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Einkunftsarten und mit Verlusten des 

zusammen veranlagten Ehegatten ist nicht zulässig. 

Dem Einkommen im Sinne des Satzes 1 sind steuerfreie Einkünfte, Unterhaltsleistungen 

sowie die zur Deckung des Lebensunterhaltes bestimmten öffentlichen Leistungen für 

die Eltern und das Kind, für das der Elternbeitrag gezahlt wird, hinzuzurechnen. 

Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz und entsprechenden Vorschriften 

ist außer des Kinderzuschlages nicht hinzuzurechnen; das Elterngeld nach dem Gesetz 

zum Elterngeld und zur Elternzeit (BEEG) bleibt in Höhe der in § 10 Abs. 1 und 3 BEEG 

genannten Beiträge bei der Ermittlung des maßgeblichen Einkommens 

unberücksichtigt.  

Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäftigungsverhältnis oder aufgrund der 

Ausübung eines Mandats und steht ihm aufgrund dessen für den Fall des Ausscheidens 

eine lebenslängliche Versorgung oder an deren Stelle eine Abfindung zu oder ist er in 

der gesetzlichen Rentenversicherung nachzuversichern, dann ist dem nach diesem 

Absatz ermittelten Einkommen ein Betrag von 10 v. H. der Einkünfte aus diesem 

Beschäftigungsverhältnis oder aufgrund der Ausübung des Mandats hinzuzurechnen. 

Für das dritte und jedes weitere Kind sind die nach § 32 Abs. 6 Einkommenssteuergesetz 

zu gewährenden Freibeträge von dem nach diesem Absatz ermittelten Einkommen 

abzuziehen. 

 

(2) Maßgebend ist das (Kalender)Jahreseinkommen in dem der Angabe 

vorangegangenen Kalenderjahr, es sei denn, es ist davon auszugehen, dass 

gegenüber diesem Einkommen im entsprechenden Kalenderjahr des Beitragsjahres 

eine andere Einkommenssituation besteht. Dann sind - sowohl bei der erstmaligen 

Ermittlung des Jahreseinkommens als auch im Rahmen einer zu aktualisierenden 

Berechnung aufgrund von Änderungen in den persönlichen oder wirtschaftlichen 

Verhältnissen - die prognostizierten Einkünfte für das gesamte laufende Kalenderjahr 



zu berücksichtigen. Als Prognose wird das Zwölffache des Einkommens des letzten 

Monats zugrunde gelegt; dabei sind auch Einkünfte hinzuzurechnen, die zwar nicht im 

letzten Monat bezogen wurden, aber im laufenden Kalenderjahr anfallen. 

Soweit Monatseinkommen nicht bestimmbar sind oder das zu erwartende 

Kalenderjahreseinkommen vom 12fachen des Monatseinkommens so erheblich 

abweicht, dass eine andere Beitragsstufe erreicht wird, ist auf das zu erwartende 

Kalenderjahreseinkommen abzustellen. Bei Überprüfung einer bereits erfolgten oder 

erstmaligen rückwirkenden Beitragsfestsetzung wird das tatsächliche Einkommen im 

Kalenderjahr der Beitragspflicht zu Grunde gelegt. Ergibt sich hierbei eine 

unterschiedliche Beitragshöhe für den Beitragszeitraum nach § 6 Abs. 2 dieser Satzung, 

so ist der Beitrag ab dem 1. Januar des maßgeblichen Kalenderjahres rückwirkend neu 

festzusetzen. 


